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Referentenentwurf zur Änderung der Deponieverordnung 

Ihr Schreiben vom 29.11.2019 (WR II 8 – 30112-10/2) 

 

 

 

Mit Schreiben vom 29.11.2019 haben Sie den Ländern den Referenten-

entwurf der Verordnung zur Änderung der Abfallverzeichnis-Verordnung 

und der Deponieverordnung zur Umsetzung der Abfallrahmenrichtline 

(2008/98/EG) und der Deponierichtlinie (1999/31/EG) zugeschickt und 

ggf. um Anmerkungen zum Entwurf gebeten. In der DepV sind noch wei-

tere Änderungen erfolgt. 

 

Zur Änderung der Abfallverzeichnis-Verordnung gibt es keine Anmerkun-

gen. 

 

Zur Änderung der Deponieverordnung gebe ich folgende Stellung-

nahme ab: 

 

zu § 6 DepV 

Der neu in § 6 Absatz 1 eingefügte Satz 4, dass die Behandlung im Ein-

klang mit § 6 Kreislaufwirtschaftsgesetz und zur Steigerung der Vorbe-

reitung zur Wiederverwendung und des Recyclings zu erfolgen hat, ist 

an der Stelle unpassend und nicht logisch.  

Soweit es zur Einhaltung der Annahmekriterien erforderlich ist, sind Ab-

fälle vor der Ablagerung zu behandeln. Diese Behandlung eines Abfalls, 

der nur auf der Deponie beseitigt werden kann, ist demnach auf die Ein-

haltung der Ablagerungskriterien ausgelegt. Wäre bei dem Abfall eine 

Steigerung der Vorbereitung zur Wiederverwendung und des Recyclings 
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möglich, so dürfte die Beseitigung auf der Deponie nicht in Betracht ge-

zogen werden. 

 

zu Anhang 1, Nr. 2.2  

Der Referentenentwurf zur Änderung der DepV enthält in Anhang 1, Nr. 

2.2, Tabelle 1 DepV eine Änderung zu den Anforderungen an die Depo-

nieklasse 0 für nahezu unbelastete mineralische Abfälle. Neben der bis-

lang schon geforderten geologischen Barriere soll zukünftig auch eine 

einkomponentige Basisabdichtung gebaut werden. Dies hat zur Folge, 

dass dann aus technischen Gründen auch eine Sickerwasserfassung 

und –ableitung und ggf. auch eine Sickerwasserbehandlung erfolgen 

muss. 

 

Das bedeutet, dass der Bau und Betrieb einer Deponie der Klasse 0 viel 

teurer wird und dann wahrscheinlich nicht mehr realisiert wird. Die Anfor-

derungen an eine Deponie der Klasse I sind dann in Relation nicht viel 

höher und es wird sich nicht mehr lohnen eine Deponie der Klasse 0 zu 

bauen. 

 

Es ist eine Verlagerung der Abfallströme auf das Deponievolumen der 

Deponieklasse I zu befürchten. 

 

Es ist wichtig, für nicht verwertbare mineralische Abfälle mit sehr gerin-

gen Belastungen eine günstige ortsnahe Ablagerungsmöglichkeit zu ha-

ben. Dies ist dann nicht mehr gegeben. Die Abfälle würden auf Deponien 

der Klasse I gehen, für die es ohnehin nicht genug Restvolumen gibt. Die 

Entsorgungskosten würden höher und die Transportentfernungen grö-

ßer. 

 

In Nordrhein-Westfalen werden überwiegend Deponien der Deponie-

klasse 0 betrieben (DK 0: 71, DK I: 27, DK II: 14; DK III: 11).  

Ein Erfordernis zur Umsetzung dieser zusätzlichen Basisabdichtung auf-

grund von EU-Vorgaben gibt es m. W. nicht und es gibt bislang auch 

keine Auffälligkeiten beim Betrieb der DK 0-Deponien. 

 

In Nordrhein-Westfalen werden gemäß Koalitionsvertrag EU-Vorgaben 

nur 1:1 umgesetzt. 
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Die Notwendigkeit der einfachen Entsorgungsmöglichkeit für Bodenaus-

hub wird wohl auch vom BMU gesehen, da im Referentenenwurf fol-

gende Ausnahme formuliert wird: „Die Abdichtungsschicht ist nicht erfor-

derlich, wenn auf der Deponie nur unbelasteter Bodenaushub angenom-

men wird.“  

Der Begriff „unbelasteter Boden“ muss aber definiert sein. Die Einhaltung 

der Zuordnungswerte der Deponieklasse 0 reicht dann nicht mehr, wenn 

es gleichermaßen andere Abfälle gibt, die auch die Zuordnungswerte der 

Deponieklasse 0 einhalten und für die dann eine Abdichtungsschicht ge-

fordert würde. Weiterhin wäre diese Ausnahme dann auch bei Stein-

bruch-Halden anzuwenden. 

 

Auch vor dem Hintergrund der seit Jahren andauernden Diskussion um 

die Ersatzbaustoffverordnung und Bundes-Bodenschutz- und Altlasten-

verordnung und der noch nicht ganz klaren Regelungen zur Verwertung 

mineralischer Abfälle ist es sinnvoll, Deponien der Klasse 0 wie bisher zu 

betreiben. 

 

Nordrhein-Westfalen lehnt die Änderungen zur Deponieklasse 0 daher 

ab. Das betrifft dann auch die Änderungen in Anhang 5, Ziffer 2.2.  

 

 

zu Anhang 3, Nr. 2, Tabelle 2, neue Fußnote 3   

Gemäß der geplanten Änderung wären durch die neue Fußnote 3 bei der 

Annahme von Abfällen für die geologische Barriere und auf Deponien der 

Klasse 0 Überschreitungen beim Glühverlust bis 5 Masse-% und beim 

TOC bis 3 Masse-% zulässig. Das entspricht den Zuordnungswerten, die 

bisher auch bei DK II –Deponien anzuwenden waren. Vergessen wurde 

allerdings, die neue Fußnote auch für Deponien der Klasse I (Spalte 6 der 

Tabelle 2) einzuführen. Die neue Fußnote 3 muss auch für Deponien der 

Klasse I gelten, da diese auch mindestens diejenigen Abfälle annehmen 

dürfen, die auf Deponien der Klasse 0 angenommen werden dürfen. 

 

 

zu Anhang 5, Nr. 3.2, Fußnoten zur Tabelle 

Die LAGA Mitteilung 28 „Technische Regeln für die Überwachung von 

Grund-, Sicker- und Oberflächenwasser sowie oberirdischer Gewässer 

bei Deponien“ wurde im Jahr 2019 nochmals überarbeitet. Daher sollte 



Seite 4 von 4 

  

Ministerium für Klimaschutz, Umwelt 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
 

 

 

auf die aktuelle Fassung (Stand: April 2019, redaktionell ergänzt im No-

vember 2019) verwiesen werden, und nicht auf die veraltete aus dem 

Jahr 2014.  

Zudem verweist nicht nur Fußnote 4 zur Tabelle in Anhang 5 Nummer 

3.2 DepV auf LAGA M 28, sondern auch Fußnote 1. Daher wäre auch 

Fußnote 1 entsprechend zu ändern. 

 

 

weitere Anmerkung zu § 1 und § 2 DepV 

Die DepV vom 27.04.2009 weist gegenüber der Fassung aus 2002 unter 

§ 1 "Anwendungsbereich" zwar nach wie vor den "Träger eines Deponie-

vorhabens" (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 DepV) aus. 

 

Dieser wird im fortlaufenden Verordnungstext auch als Antragsteller/An-

zeigender und entsprechend dann als Adressat behördlicher Verwal-

tungsakte ausgewiesen (§§ 19 und 21 DepV). Dennoch ist die sonst in 

Gesetzes- und Verordnungstexten eingangs übliche Definition unter "Be-

griffsbestimmungen" dieses Mal unterblieben - anders als eben noch in 

der DepV-Fassung aus 2002, die wie folgt lautete: "Natürliche oder juris-

tische Person, die Adressat des Zulassungsbescheides ist - § 2 Nr. 31 

DepV alt". 

 

Da in der aktuellen Fassung von 2009 für den Deponiebetreiber (§ 2 Nr. 

12 DepV) diese alte Definition beibehalten wurde, ist der Entfall der De-

finition "Träger des Vorhabens" nicht schlüssig, allenfalls mit einem re-

daktionellen Versehen zu begründen. Sollte die Definition aus Sicht des 

Gesetz- und Verordnungsgebers dennoch als entbehrlich erachtet wer-

den, müssten konsequenterweise dann aber auch die §§ 19 und 21 DepV 

angepasst werden. 

 

 

 

 

Im Auftrag 

 

gez.  
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